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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesundheitsgefährdung durch Pestizide (chemische Bekämpfungsmittel gegen Pflanzen-, Holz-, 
Vorrats- und hygienische Schädlinge sowie gegen Unkraut) 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Margulies und Genossen 
— Drucksache IV/1470 — 


Die Kleine Anfrage darf ich namens der Bundes- 
regierung wie folgt beantworten: 

Zu Teilfrage 1 a) 

Der Bericht des wissenschaftlichen Beratungsaus- 
schusses des USA-Präsidenten ist der Bundesregie- 
rung bekannt. Nicht bekannt ist, daß der Vorsitzen- 
de dieses Ausschusses vor einem Parlamentsaus- 
schuß die gesundheitlichen Gefahren durch Pesti- 
zide mit denen durch radioaktive Niederschläge ver- 
glichen hat. Nach einer Pressemeldung soll der 
wissenschaftliche Hauptberater des USA-Präsiden- 
ten, Prof. Jerome B. Wiesner, erklärt haben, „daß 
der unkontrollierte Gebrauch giftiger Chemikalien 
einschließlich der Schädlingsbekämpfungsmittel heu- 
te eine größere akute Gefahr sei als die Radioakti- 
vität". 

Zu Teilfrage 1 b) 

Der Bundesregierung ist die positive Beurteilung 
des Berichtes durch die hiervon betroffenen Fach- 
kreise in den USA bekannt. Einzelheiten über 
Äußerungen amerikanischer Minister zu dem Be- 
richt sind jedoch nicht zu ihrer Kenntnis gelangt. 
Dessen bedarf es auch nicht, da die Bundesregie- 
rung den Bericht und seine Anwendbarkeit auf 
deutsche Verhältnisse in eigener Verantwortung zu 
würdigen hat. Die Beurteilung der gesundheitlichen 
Auswirkungen der Verwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln usw. obliegt in der Bundesrepublik dem 
Bundesminister für Gesundheitswesen, der sich 
hierbei insbesondere des Bundesgesundheitsamtes 
und der bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
gebildeten Kommission für Pflanzenschutz-, Pflan- 
zenbehandlungs- und Vorratsschutzmittel bedient. 

Zu Teilfrage 2 a) 

Der Bericht wird von der Bundesregierung als um- 
fassende und objektive Darstellung des Problems 
beurteilt. Die Empfehlungen des Berichtes unter- 
stützen nachträglich ihre eigenen Erkenntnisse, 
Maßnahmen und Bestrebungen. Ungeachtet der 
großen Unterschiede bei der Anwendung chemischer 


Schädlingsbekämpfungsmittel nach Art, Menge, 
Häufigkeit, Flächenausdehnung und Verteilungs- 
technik (z. B. durch Flugzeuge) in beiden Staaten 
prüft die Bundesregierung, inwieweit einzelne Emp- 
fehlungen des USA-Berichtes für hiesige Verhält- 
nisse anwendbar sind. 

Zu Teilfrage 2 b) 

Die Bundesregierung hat im Anschluß an die Emp- 
fehlungen des IV. Internationalen Pflanzenschutz- 
kongresses 1957 in Hamburg insbesondere die 
wissenschaftlichen Untersuchungen zur Lösung des 
Rückstandproblems in der Landwirtschaft und zur 
Förderung der biologischen Schädlingsbekämpfung 
mit Nachdruck betrieben. 

Sie ist der Auffassung, daß die in der USA festge- 
setzten Rückstandswerte für Pflanzenschutzmittel 
(Toleranzen) nicht übernommen werden können. 
Bei dem Bundesgesundheitsamt, der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft und 
dem Pharmakologischen Institut der Universität 
Bonn sind deshalb für bedenkliche Wirkstoffe in 
Pflanzenschutzmittel praxisnahe Rückstandsbestim- 
mungen und toxikologische Untersuchungen vorge- 
nommen worden, die noch fortgesetzt werden müs- 
sen und deren schon vorliegende Ergebnisse bei der 
Vorbereitung einer Rechtsverordnung nach § 5a 
Abs. 1 Nr. 5 des Lebensmittelgesetzes berücksichtigt 
werden. 

Diese Arbeiten stützen sich entsprechend der 
„Großen Resolution der Schlußsitzung des IV. In- 
ternationalen Planzenschutzkongresses" auf eine 
enge internationale Mitwirkung. Im Vordergrund 
standen dabei die Maßnahmen zur Vermeidung un- 
erwünschter Nebenwirkungen von Pflanzenschutz- 
mitteln auf den Menschen, auf die Nutztiere und 
auf die natürliche Lebensgemeinschaft in der Natur 
(Biozönose). Im einzelnen hat die Bundesregierung 
u, a. folgendes veranlaßt: 

1. Herausgabe von Anwendungsvorschriften für 
Pflanzenschutzmittel als „Richtlinien des Bundes- 
gesundheitsamtes und der Biologischen Bundes- 
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anstatt für Land- und Forstwirschaft über Vor- 
sichtsmaßnahmen beim Umgang mit Pflanzen- 
schutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln" vom 
12. Juni 1958 (Merkblatt Nr. 18 der Biologischen 
Bundesanstalt), 

2. Ausarbeitung und laufende Vervollständigung 
einer Toleranzwertliste aufgrund wissenschaft- 
licher Untersuchungsergebnisse zur Vorbereitung 
der Rechtsverordnung nach § 5 a Abs. 1 Nr. 5 
des Lebensmittelgesetzes durch das Bundesmi- 
nisterium für Gesundheitswesen im Benehmen 
mit dem Bundesgesundheitsamt, das Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten im Benehmen mit der Biologischen Bun- 
desanstalt sowie in enger Zusammenarbeit mit 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft, 

3. Festlegung von „Wartezeiten" zur Anwendung 
der verschiedenen Pflanzenschutzmittel und 
jährliche Veröffentlichung der Wartezeitenliste 
(seit 1960), 

4. Ausschluß arsenhaltiger Mittel aus den Verord- 
nungen über den Verkehr mit giftigen Pflan- 
zenschutzmitteln; arsenhaltige Mittel sind danach 
nur noch als Gifte im Sinne der Vorschriften über 
den Handel mit Giften zu behandeln und ge- 
nießen nicht mehr die für den Verkehr mit 
Pflanzenschutzmitteln zugestandenen Erleichte- 
rungen; im Weinbau ist die Anwendung arsen- 
haltiger Mittel bereits seit 1942 verboten, 

5. Finanzierung und Durchführung zahlreicher 
wissenschaftlicher Untersuchungen zur Erfor- 
schung der ökologischen und physiologischen 
Grundlagen von Pflanzenschutzmaßnahmen so- 
wie der biologischen Bekämpfungsmöglichkeiten 
und zur Ausarbeitung von Verfahren des inte- 
grierten Pflanzenschutzes (sinnvolle Kombina- 
tion kulturtechnischer, biologischer und chemi- 
scher Maßnahmen) und zur weitgehenden 
Schonung und Nutzung positiv wirkender Or- 
ganismen; zur Zeit laufen 25 Forschungsaufträge 
an 29 Instituten, für die 1,7 Millionen DM aus 
Bundesmitteln bereitgestellt worden sind, 

6. Einfuhr, Züchtung und Einsatz von Nutzorganis- 
men als natürliche Begrenzungsfaktoren gegen 
die Übervermehrung von Schädlingen der Kul- 
turpflanzen, 

7. Untersuchungen über die Einwirkung chemischer 
Mittel auf Nützlinge und Schädlinge sowie auf 
die natürliche Flora und Fauna, auch im Kultur- 
boden (z. B. bei Anwendung von Unkrautbe- 
kämpfungsmitteln) , 

8. Intensivierung des Pflanzenschutz-Warndienstes 
zur Durchführung gezielter Bekämpfungsmaß- 
nahmen anstelle zahlreicher routinemäßiger Be- 
handlungen in Verbindung mit dem integrierten 
Pflanzenschutz. 


Im Zusammenhang mit den vorgenannten Maßnah- 
men der Bundesregierung ist das Institut für biolo- 
gische Schädlingsbekämpfung bei der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirschaft bereits 
1953 geschaffen und seither ständig erweitert wor- 
den. Untersuchungsarbeiten an anderen Instituten 
werden aus Bundesmitteln unterstützt. 

Zu Teilfrage 2 c) 

Die Mitteilungen I und II der Kommission für 
Pflanzenschutz-, Pflanzenbehandlungs- und Vorrats- 
schutzmittel der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
vom Februar 1960 und März 1961 enthalten allge- 
meine Empfehlungen im Hinblick auf die mögliche 
Gefährdung von Mensch und Tier sowie auf die 
Störung der Biozönose, ferner vorläufige Toleranz- 
werte für vorerst 14 Pestizide. Das Bundesgesund- 
heitsamt und die Biologische Bundesanstalt haben 
umfangreiche eigene Erfahrungen und Vorarbeiten 
beigetragen. Die Bundesregierung hat sich durch 
Bereitstellung von Mitteln an die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft beteiligt. 

Zu Teilfrage 2 d) 

Internationaler Erfahrungsaustausch unter weitge- 
hender deutscher Beteiligung besteht insbesondere 
in Rahmen der Pflanzenschutzorganisation für Eu- 
ropa und den Mittelmeerraum (EPPO, bereits seit 
deren Gründungsjahr 1951), in der Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio- 
nen (FAO) und mit dieser in der Weltgesundheits- 
organisation (WHO) in einem gemeinsamen, von 
der WHO organisatorisch betreuten Expertenko- 
mitee, ferner in einer Arbeitsgruppe des Europara- 
tes (vorher schon in der Westeuropäischen Union) 
und in der Internationalen Kommission für biolo- 
gische Schädlingsbekämpfung (GILB). Das Experten- 
komitee der FAO und WHO befaßt sich vornehm- 
lich mit der toxikologischen Bewertung der Stoffe. 
Das Bundesgesundheitsamt hat im Rahmen seiner 
Mitwirkung an der Verordnung nach § 5 a Abs. 1 
Nr. 5 des Lebensmittelgesetzes auch für die inter- 
nationalen Arbeiten geeignetes Material geliefert. 
In der Europäischen Wirschaftsgemeinschaft (EWG) 
werden zur Zeit in einer Arbeitsgruppe einheitliche 
Vorschriften auf dem Gebiet des Pflanzenschutzes 
vorbereitet. In eine weitere Richtlinie sollen dem- 
nächst auch einheitliche Vorschriften für den Ge- 
sundheitsschutz, insbesondere über Toleranzwerte 
für Rückstände, aufgenommen werden. 

Zu Teilfrage 3 

Die Bundesregierung ist zur Zeit rechtlich nicht in 
der Lage, zuverlässige Erhebungen über die Produk- 
tion und den Verbrauch von Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmitteln in der Bundesrepu- 
blik — unterschieden nach der Anwendung, der 
Menge, der Jahreszeit und der Art der Chemika- 
lien — durchzuführen. Sie beabsichtigt daher, eine 
entsprechende Ermächtigung in der Novelle zu dem 
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Gesetz zum Schutze der Kulturpflanzen vom 26. Au- 
gust 1949 (WiGBL S. 308) vorzusehen. Die vorhan- 
denen Unterlagen über Produktion und Verbrauch 
von Pestiziden in der Bundesrepublik beruhen auf 
freiwilligen Mitteilungen des Industrieverbandes 
Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel. 
Danach sind in der Bundesrepublik 1961 93 600 t 

Pestizide im Werte von 337,9 Millionen DM erzeugt 
und im Wirtschaftsjahr 1961/62 Pestizide im Werte 
von 144 Millionen DM in der eigenen Landwirtschaft 
investiert worden. Mangels weiterer Angaben zur 
Aufschlüsselung wird die Menge der 1961/62 in der 
Bundesrepublik verbrauchten Pflanzenschutzmittel 
unter Vorbehalt auf rund 40 000 t geschätzt. Nach 
veröffentlichten Angaben des Direktors der Bundes- 
anstalt für Pflanzenschutz in Wien, Prof. Dr. Beran, 
beläuft sich der Jährliche Verbrauch an wichtigen 
Pflanzenschutzmitteln in Europa auf rund 454 518 t. 
Davon entfallen auf die Bundesrepublik 8,8 ^/o, ein 
Artikel, der gemessen z. B. an dem österreichischen 
Anteil (6500 t oder etwa Ve des deutschen Ver- 
brauchs) nicht überhöht erscheint. Der genannten 
Veröffentlichung sind entsprechende Zahlen für die 
anderen europäischen Länder nicht zu entnehmen. 

Zu Teilfrage 4 a) 

Schädlingsbekämpfungsmittel werden nicht auf aus- 
gereifte Früchte aufgebracht, sondern kurz vor und 
nach der Blütezeit verwendet. Wenn auf ausgereif- 
ten Früchten noch Reste davon vorhanden sind, so 
verbleiben sie fast immer im Bereich der Schale, vor 
allem im Bereich der Stiel- und Kelchgrube. Dort 
können sich somit zwar 96 bis 98 ®/o der überhaupt 
noch vorhandenen Rückstände befinden, absolut 
genommen sind die Mengen solcher Rückstände auf 
der ausgereiften Frucht jedoch sehr gering; ein 
Eindringen in das Fruchtfleisch wurde nur selten be- 
obachtet. Die Höhe der Rückstände ist von verschie- 
denen Faktoren wie Art des Wirkstoffes und seiner 
Beistoffe, Witterung, Zeitpunkt der Behandlung usw. 
abhängig. Ob Rückstände durch Waschen entfernt 
werden können, hängt ebenfalls vom Wirkstoff und 
seinen Beistoffen ab. Arsenhaltige Präparate, die 
bei uns praktisch nicht mehr verwendet und durch 
die kommende Verordnung nach § 5 a Abs. 1 Nr. 5 
des Lebensmittelgesetzes verboten werden, lassen 
sich leicht mit Wasser entfernen, schwerer dagegen 
die chemisch beständigeren chlorierten Kohlenwas- 
serstoffe, weil diese unter Umständen in die 
Vv^achs Schicht eindringen. Phosphorsäureester sind 
wenig stabil; bei ihnen ist daher mit wesentlichen 
Rückstandsmengen nicht zu rechnen. Die Verwen- 
dung bestimmter Beistoffe wie Haftstoffe oder fett- 
lösende Lösungsmittel kann die Entfernung mittels 
Wasser erschweren. 

Zu Teilfrage 4 b) 

Auch unter den Pestiziden gibt es chemische Sub- 
stanzen, die sich eine gewisse Zeit im Körper an- 
sammeln und kumulieren können, auch wenn sie 
während einer längeren Zeit nur in jeweils geringen 


Mengen mit Lebensmitteln zugeführt werden. Als 
Beispiel solcher kumulativ wirkender Stoffe ist das 
DDT zu nennen, das auch über die Nalirungskette 
in den menschlichen Körper gelangen kann. Die 
Bundesregierung hat durch das Pharmakologische 
Institut der Universität Bonn umfangreiche Unter- 
suchungen hierüber durchführen lassen. Dabei ist 
festgestellt v/orden, daß die ppm-Mengen (Milli- 
gramm in Kilogramm) von DDT im menschlichen 
Körperfett bei der westdeutschen Bevölkerung nur 
ein Siebentel der Menge betrugen, die bei der Be- 
völkerung der USA (dort mit 12 ppm = 12 Milli- 
gramm im Kilogramm Fett) gefunden wurden. Auch 
dieser Befund läßt erkennen, daß die Verhältnisse 
in den USA mit den Verhältnissen in der Bundes- 
republik nicht verglichen werden können. Der Be- 
fund bestätigt die bereits bekannte Tatsache, daß 
in den USA kumulativ wirkende Pestizide je Flä- 
cheneinheit weit häufiger angewandt werden als in 
der Bundesrepublik. Während in der Bundesrepu- 
blik bereits vor Kenntnis des USA-Bcrichtes der 
besonders bedenkliche Wirkstoff „Endrin" auf Ver- 
anlassung der Bundesregierung von der Industrie 
für Zwecke des Acker- und Pflanzenbaues zurück- 
gezogen worden ist, wurden in den USA kumulativ 
und persistent wirkende Pestizide der Dien-Toxa- 
phen-Gruppe 50mal häufiger als bei uns angewandt. 
In den USA sieht ein Umstellungsplan eine schritt- 
weise Verringerung des Gebraudis persistenter 
Pestizide vor; wenn er durchgeführt wird, so wird 
erst nach etwa 10 Jahren der niedrige Stand erreicht 
sein, der in der Bundesrepublik bereits heute vor- 
liegt. Die Empfehlung des USA-Berichtes, bedenk- 
liche Wirkstoffe dieser Art durch nichtpersistente, 
nichtkumuliercnde und in der Pflanze schnell abbau- 
ende Phosphorsäureester zu ersetzen, hat sich die 
Bundesregierung bereits vor Jahren zu eigen ge- 
macht; Vorratsschutzmittel aus der Gruppe der 
chlorierten Kohlenwasserstoffe, zu denen DDT und 
die Dien-Toxaphen-Gruppe gehören, hat sie zur 
Behandlung von Brot- und Futtergetreide abgelehnt. 
Der Ausschluß dieser Stoffe zur Behandlung anderer 
Hauptlebensmittel soll durch die Verordnung nach 
§ 5 a Abs. 1 Nr. 5 des Lebensmittelgesetzes [Teil- 
frage 8 d)] bewirkt werden. 

Zu Teilfrage 5 a) 

Es trifft nicht zu, daß die Prüfung und Zulassung 
der Pflanzenschutzmittel in der Bundesrepublik bis- 
her in erster Linie hinsichtlich des Zwecks, aber nicht 
hinsichtlich ihrer Auswirkung auf die Gesundheit 
des Menschen erfolgt. Bereits vor dem Inkrafttre- 
ten der Novelle zum Lebensmittelgesetz vom 
21. Dezember 1958 wurden gesundheitlich fragwür- 
dige Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungs- 
mittel von der Biologischen Bundesanstalt nur an- 
erkannt und in das jährlich erscheinende Mittel- 
verzeichnis aufgenommen, wenn nach Gutachten des 
Bundesgesundheitsamtes keine Bedenken gegen die 
Anerkennung bestanden. Die enge Zusammenarbeit 
zwischen der Biologischen Bundesanstalt und dem 
Bundesgesundheitsamt, auch unter Verwertung an- 
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derer einschlägiger Forschungsergebnisse, ist seit 
1958 noch verstärkt worden. Im Mittclverzcichnis 
werden auch die spezifischen Einschränkungen und 
die Zugehörigkeit zu den Giftklassen nach Maßgabe 
der Bestimmungen über Verkehr und Handel mit 
giftigen Pflanzenschutzmitteln für die einzelnen 
Wirkstoffe bzw. Mittel angegeben. 

Zu Teilfrage 5 b) 

Aus dem USA-Bericht geht bereits hervor, daß über 
die heute zur Anwendung kommenden Mittel, ins- 
besondere über ihre möglichen Nebenwirkungen, 
noch verhältnismäßig wenig bekannt ist. 

Die Bundesregierung sieht es als ihre Aufgabe an, 
die bestehenden Lücken durch Förderung der wissen- 
schaftlichen, biologischen und toxikologischen Un- 
tersuchungen zu schließen und neue Mittel nur 
anzuerkennen, wenn sie ausreichend geprüft sind. 
Ein Ausbau des Bundesgesundheitsamtes und der 
Biologischen Bundesanstalt wird für erforderlich 
gehalten. Das bisherige Laboratorium für Ernäh- 
rungshygiene am Bundesgesundheitsamt wird unter 
Vermehrung des Stellenplans und der wissen- 
schaftlich-technischen Ausrüstung ausgebaut, die 
personelle und apparative Ausstattung der Biolo- 
gischen Bundesanstalt wird vermehrt werden müs- 
sen. 

Zu Teilfrage 6 a) 

Der Bundesregierung stehen nur im Bundesgesund- 
heitsamt und in der Biologischen Bundesanstalt 
eigene Einrichtungen zur Verfügung, die die wissen- 
schaftlichen Voraussetzungen für die zu schaffenden 
Vorschriften erarbeiten. Beiträge werden audi von 
pharmakologischen Universitätsinstituten und von 
der Kommission für Pflanzenschutz-, Pflanzenbe- 
handlungs- und Vorratsschutzmittel der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft geliefert. Auf den letzten 
Satz der Stellungnahme zur Teilfrage 5 b) wird 
Bezug genommen. 

Zu Teilfrage 6 b) 

Die Bundesregierung ist bereit, die einschlägige 
Forschung in dem Maße sachlich und personell zu 
fördern, wie ihr hierzu Mittel zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

Zu Teilfrage 6 c) 

Die Bereitschaft der Bundesregierung, die biolo- 
gische Schädlingsbekämpfung weiterzuentwickeln 
auch mit dem Ziele, chemische unvermeidbare Maß- 
nahmen mit biologischen sinnvoll abzustimmen, 
ist bereits oben zu Teilfrage 2 b) unter Punkt 5 
bei den Ausführungen über den integrierten Pflan- 
zenschutz dargetan worden. Nutzbare Ergebnisse 
aus diesem zum Teil erst in den Anfangsgründen 
stehenden Forschungen zeichnen sich zur Zeit noch 
nicht ab. Auch der Bericht des USA-Beratungsaus- 
schusses bemerkt im Abschnitt „Schädlingsbekämp- 


fung ohne Chemikalien" mit unverkennbarer Skep- 
sis: „ . . . Es können noch weitere Beispiele für 
eine wirksame biologische Bekämpfung genannt 
werden, im allgemeinen ist ihr aber nicht allzu oft 
Erfolg beschieden gewesen. .... Obwohl die 
Methoden der Schädlingsbekämpfung ohne Chemi- 
kalien interessant sind, haben sie auch ihre Nach- 
teile." (Die in dem USA-Bericht folgende Aufzählung 
solcher Nachteile darf nicht übersehen werden.) 
„Außerdem gelingt es selten, die Schädlingspopula- 
tionen so weitgehend zu vermindern, daß sie sich 
nicht später wieder sehr stark vermehren." 

Zu Teilfrage 7 

Sobald die aufgrund von § 5 a Abs. 1 Nr. 5 des 
Lebensmittelgesetzes zu erlassende Verordnung ver- 
kündet ist, wird im Rahmen der gesundheitlichen 
Ernährungsberatung ihre Notwendigkeit und Aus- 
wirkung für den Verbraucher unter Einschaltung der 
modernen Publikationsmittel gemeinverständlich 
erläutert werden. Hierzu werden Einrichtungen wie 
die Deutsche Gesellschaft für Ernährung und der 
Bundesausschuß für volkswirtschaftliche Aufklärung 
heranzuziehen sein. 

Zur besseren Aufklärung soll auch die in Vorberei- 
tung befindliche Novelle zum Pflanzenschutzgesetz 
(vgl. Antwort zu Teilfrage 3) beitragen. Statt der 
bisherigen freiwilligen Prüfung ist in der Novelle 
eine obligatorische Prüfung von Pflanzenschutz- 
mitteln vorgesehen. Vorschriften zur besseren Kenn- 
zeichnung der Präparate sollen künftig eine bes- 
sere Information des Anwenders der Mittel ermög- 
lichen. Darüber hinaus ist beabsichtigt, die Aufklä- 
rungstätigkeit der Pflanzenschutzämter und land- 
wirtschaftlicher Vereinigungen durch die Tages- und 
Fachpresse, durch Vorträge, Rundfunk, Neuauflagen 
und Ergänzungen der schon vorhandenen und nöti- 
genfalls zu vermehrenden Aufklärungsschriften auf 
eine noch breitere Grundlage zu stellen. 

Zu Teilfrage 8 a) 

Die Prüfung von Lebensmitteln auf Restmengen von 
Pestiziden obliegt der amtlichen Lebensmittelüber- 
wachung, die darüber zu wachen hat, daß keine 
Lebensmittel entgegen dem Verbot in § 3 Nr. 1 
Buchstabe a des Lebensmittelgesetzes in den Ver- 
kehr gelangen. 

Zu Teilfrage 8 b) 

Die Toleranzwertliste der Verordnung nach § 5 a 
Abs. 1 Nr. 5 des Lebensmittelgesetzes muß sich auf 
die in der Bundesrepublik durchgeführten Untersu- 
chungen stützen. Auf die Antwort zu Teilfrage 2 b) 
wird Bezug genommen. Beim Inkrafttreten der No- 
velle zum Lebensmittelgesetz vom 21. Dezember 
1958 lagen nur wenige brauchbare Untersuchnugs- 
ergebnisse über die einzelnen Wirkstoffe und ihrer 
Verwendungsarten vor. Die Ergebnisse bedurften 
wiederholter Versuchsbestätigung. Dieser Umstand 
erklärt es, daß die Aufstellung einer Toleranzliste, 
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die auch in kommenden Verhandlungen mit dem 
Ausland überzeugend muß vertreten werden kön- 
nen, mehrere Jahre in Anspruch genommen hat. 
Die Liste ist nach dem Stande der gegenwärtig 
gebräuchlichen Pestizide jetzt abgeschlossen. 

Zu Teilfrage 8 c) 

Auf die Antwort zu Teilfrage 8 a) wird Bezug ge- 
nommen. 

Zu Teilfrage 8 d) 

Zu einer auf die Ermächtigung in § 5 a Abs. 1 Nr. 5 
des Lebensmittelgesetzes gestützten Rechtsverord- 
nung liegt ein Referentenentwurf vor, der nodi der 
Abstimmung mit den beteiligten Bundesressorts 


und den obersten Landesbehörden und der Anhö- 
rung der Sachkenner nach § 5 d des Lebensmittel- 
gesetzes bedarf. Das Bundesministerium für Gesund- 
heitswesen bereitet darüber hinaus legislatorische 
Maßnahmen für eine allgemeine Regelung des Ver- 
kehrs mit Giften vor, die auch den Schutz der 
menschlichen Gesundheit gegen Pestizide verstärken 
sollen. Auch in der in Vorbereitung befindlichen 
Novelle zum Pflanzenschutzgesetz sollen Ermächti- 
gungen vorgesehen werden, die über den begrenz- 
ten Rahmen des Lebensmittelgesetzes hinaus den 
Erlaß weiterer zum Schutze der menschlichen Ge- 
sundheit und des Tierbestandes erforderlicher Vor- 
schriften ermöglichen. 

Schwarzhaupt 
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